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Zusammenfassung des Themas 
Gegen niedergelassene Kassenärzte wurden Ermittlungsverfahren wegen Bestechlichkeit im 
geschäftlichen Verkehr seit dem obiter dictum des Oberlandesgerichts (OLG) Braunschweig 
im Jahr 2010 eingeleitet. Im Folgenden wird die Frage der Anwendbarkeit des § 299 Strafge-
setzbuch (StGB) auf den Vertragsarzt diskutiert. Zudem werden entsprechende Lösungsan-
sätze nach geltendem bzw. zu schaffendem Recht dargestellt.  
 
I. Der Beschluss des OLG Braunschweig 
Der Beschluss des Strafsenates des OLG Braunschweig am 23.02.2010 verwarf die Be-
schwerde der Staatsanwaltschaft Braunschweig gegen den Nichteröffnungsbeschluss der gro-
ßen Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Braunschweig (1). Gemäß OLG Braunschweig 
bestand kein dringender Tatverdacht, dass eine Strafbarkeit gemäß § 299 StGB gegeben war 
bzw. eine Unrechtsvereinbarung vorlag. Dies betraf einen Apotheker, der einem Vertragsarzt 
finanzielle Zuwendungen (Praxisumbau, Mietkostenzuschuss) zukommen ließ, damit diese 
Apotheke im Gegenzug im Prozess der Erlangung von Zytostatika – faktisch erwirkt vonsei-
ten des Kassenarztes – bevorzugt werde (vgl. Referenz 2). Allerdings teilt das OLG 
Braunschweig die Auffassung der Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Braunschweig 
nicht, dass es sich bei niedergelassenen Vertragsärzten nicht um Beauftragte der 
Krankenkasse im Sinne des § 299 StGB handle (1). Das Rechtsverhältnis zwischen den 
Krankenkassen, den Kassenärzten, den Kassenpatienten und den Apotheken zeuge bei der 
Verordnung von Medikamenten von der Beauftragtenstellung des Vertragsarztes. Letzterer sei 
ein mit öffentlicher Rechtsmacht „beliehener“ Verwaltungsträger und die „Schlüsselfigur der 
Arzneimittelversorgung“. Bei dem Vorgang der Arzneimittelverordnung handle es sich um 
einen Kaufvertrag zugunsten des Versicherten. Dieser Vertrag würde zwischen der 
Krankenkasse und dem Apotheker geschlossen werden, wobei ein Vertreter der 
Krankenkassen – der Vertragsarzt – dazwischengeschaltet sei. Der niedergelassene 
Vertragsarzt sei berechtigt und verpflichtet, für den Auftraggeber, das heißt den Betrieb, zu 
handeln. Insofern würde er wesentlich auf betriebliche Vorgänge Einfluss nehmen (1).  
 
II. Ausgewählte Stellungnahmen 
O. Pragal sprach im Zusammenhang mit diesen Interaktionen zwischen der Industrie und den 
Kassenärzten von „Beauftragtenbestechung” gemäß § 299 StGB (3). „Das flächendeckend 
und unverhohlen betriebene Bestechungsmarketing” zwischen der pharmazeutischen Industrie 
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oder anderen Produkteherstellern und Vertragsärzten würde „den Tatbestand der Angestell-
tenbestechung” gemäß § 299 StGB erfüllen, da die niedergelassenen Kassenärzte als „Beauf-
tragte” des „geschäftlichen Betriebs” der jeweiligen Krankenkasse in Betracht kämen (3). 
Dies sei u. a. der Fall, weil die Vertragsärzte als Beauftragte der Krankenkassen taugliche 
Täter des § 299 Absatz 1 StGB seien. P. Dieners wies bereits im Jahre 2010 u. a. darauf hin, 
dass die Vorstellung vom Vertragsarzt als einem Beauftragten der Krankenkassen auch im 
Angesicht der gebotenen historisch-systematischen Auslegung nicht haltbar sei, da die Kran-
kenkassen keinen „bestimmenden Einfluss” auf den Vertragsarzt nehmen können. Dies sei 
nach dem Willen des Gesetzgebers aber eine Voraussetzung für die Bejahung eines Auftrags-
verhältnisses im Rahmen des § 299 StGB. Im Übrigen wäre eine derartige Möglichkeit der 
Einwirkung des Geschäftsherrn auf den Beauftragten auch im Rahmen des Gesetzes gegen 
den unlauteren Wettbewerb gefordert (4). M. Rübenstahl schrieb im Jahr 2011, dass der Be-
auftragtenstatus der Vertragsärzte gem. § 299 StGB „nicht unangreifbar begründet wurde“ 
und diese daher weder „als Täter passiver Korruptionsdelikte“ noch als „Adressaten aktiver 
Korruptionstaten“ gesehen werden sollten (5). Eine Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
(BGH) vom 29.03.2012 besagt in der Tat, dass ein Kassenarzt bei der Wahrnehmung der ihm 
übertragenen Aufgaben – vgl. § 73 Absatz 2 Sozialgesetzbuch V (SGB V) – weder als Amts-
träger (im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe c StGB) noch als Beauftragter der 
gesetzlichen Krankenkassen (im Sinne des § 299 StGB) vorgehen werde (6). Dieser Beschluss 
ist, wie O. Sahan schrieb, als Bekenntnis des BGH zum Prinzip nulla poena sine lege sowie 
zu dem aus diesem abgeleiteten Analogieverbot zu sehen (7). Wie A. Walter bemerkte, war 
der Hintergrund des Beschlusses des BGH aus dem Jahr 2012 ein seit einigen Jahren unter der 
Bezeichnung „Verordnungsmanagement” praktiziertes Verfahren, wonach Ärzte für die Ver-
ordnung bestimmter Medikamente eines Herstellers von diesem eine prozentuale Beteiligung 
am jeweiligen Herstellerabgabepreis als Prämie erhielten (8). Dieser Beschluss sei jedoch 
„kein Freifahrtschein“ für die Gewährung oder Annahme von Vorteilen; obwohl der Kassen-
arzt zwar nicht in strafrechtlich relevanter Weise bestochen werden könne, sei aber keine 
Aussage über die Frage getroffen, ob sich die Beteiligten im vorliegenden Fall wegen Betru-
ges (§ 263 Absatz 1 StGB) oder Untreue (§ 266 Absatz 1 Variante 1 StGB) strafbar gemacht 
hätten (8). G. Dannecker wies darauf hin, dass – unabhängig von der Frage nach der Strafbar-
keit wegen Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr und Vorteilsannahme – immer schon 
außer Frage stand, dass Kassenärzten Korruption nach § 128 Absatz 5 SGB V und nach §§ 
31, 32 der (Muster-)Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte 
(MBO-Ä) verboten sei (9). Zudem bezieht er sich auf das besondere Arzt-Patient-Verhältnis; 
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diesem liege Vertrauen zugrunde, das der Große Strafsenat in den Mittelpunkt seiner Argu-
mentation gestellt habe und welches strafrechtlichen Schutz verdiene (9). A. Klötzer unter-
strich bereits 2008, dass der Kassenarzt bei Medikamentenverordnung nicht für die Kranken-
kasse, sondern für die eigene Praxis tätig werde (10). Es sei somit nicht Sache des Arztes, für 
die Krankenkasse rechtsgeschäftlich aktiv zu werden; verantwortlich ist er allein gegenüber 
dem Patienten, dessen Behandlung er übernommen hat. Die MBO-Ä § 2 Absatz 1 beinhaltet: 
„Ärztinnen und Ärzte üben ihren Beruf nach ihrem Gewissen, … aus“ (11); die §§ 7–12 der 
MBO-Ä beinhalten Pflichten der Ärzte gegenüber ihren Patienten (10). In Gestalt der Zulas-
sung zur vertragsärztlichen Versorgung (nach § 95 SGB V) bestehe gemäß M. Rübenstahl 
kein Bestellungsakt durch die Krankenkasse (5); so liege durch die Zulassung ein Rechtsver-
hältnis zwischen dem Kassenarzt und der Kassenärztlichen Vereinigung vor, das sich eben 
nicht auf die Krankenkasse zurückführen lasse. 
 
III. Lösungsansätze 
Gemäß Urteil des Bundessozialgerichts aus dem Jahr 1993 stellt ein mit öffentlich-rechtlicher 
Rechtsmacht (Kompetenz) beliehener Kassenarzt pflichtgemäß den Eintritt des Versiche-
rungsfalls in medizinischer Hinsicht durch Diagnose einer Krankheit verbindlich fest und 
verordnet eine medizinisch notwendige, nach Zweck oder Art bestimmte Sach- oder Dienst-
leistung unter Berücksichtigung der Wirtschaftlichkeit (gemäß § 12 Absatz 1 Satz 1 und 2 
SGB V) mit rechtlicher Bindungswirkung für die zuständige Krankenkasse im Leistungsver-
hältnis zum Versicherten (12). Hinsichtlich der Fragestellung, ob der Kassenarzt als Beauf-
tragter der Krankenkassen im Sinne des geltenden Rechts anzusehen ist, scheint § 299 StGB 
nicht einschlägig zu sein. Wie M. Rübenstahl bereits im Jahr 2011 konstatiert hat, könnte al-
lenfalls auf Untreue gemäß § 266 StGB hinsichtlich des Vermögens der Krankenkasse aus-
gewichen werden (vgl. Referenz 5). Der Vertragsarzt käme hierbei in den Genuss von 
Vorteilen, die nicht an die Krankenkassen weitergegeben würden. Auch für A. Walter ist eine 
Strafbarkeit wegen Untreue im Sinne von § 266 StGB „durchaus denkbar“, da einiges auf eine 
„sich nicht zuletzt auch aus § 12 Absatz 1 SGB V ergebende, gewisse 
Vermögensbetreuungspflicht“ des Kassenarztes gegenüber den Krankenkassen hinweisen 
würde (8). Andere Autoren verneinen eine Vermögensbetreuungspflicht gemäß § 266 StGB 
(vgl. Referenz 4 und die in dieser Arbeit genannten einschlägigen Literaturstellen). 
Grundvoraussetzung jeder Form der Strafbarkeit wegen Untreue ist die Verletzung der Pflicht 
der Vermögensfürsorge, die dem Innenverhältnis zwischen Täter und Auftraggeber seinen 
spezifischen, charakteristischen, eigentümlichen Gehalt verleihen muss (13). Gegen eine 
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Strafbarkeit wegen Betruges spricht gemäß A. Walter die notwendige, jedoch abwesende 
Gleichheit des erstrebten Prämienvorteils (prozentuale Beteiligung am Abgabepreis des 
Herstellers) des Kassenarztes und des durch die jeweilige Apotheke vermittelten 
Preisnachteils der Krankenkassen (8). M. Warntjen und P. Schelling haben bereits im Jahr 
2010 darauf hingewiesen, dass die gebotene rechtsgutsorientierte Auslegung des § 299 StGB 
nach den einschlägigen Vorschriften des Kodex der Freiwilligen Selbstkontrolle für die 
Arzneimittelindustrie e. V. (FSA e. V.) rufe (14). In der Einleitung des FSA-Kodex ist zu 
lesen: „Das vertrauensvolle Verhältnis zwischen Arzt und Patient ist die Basis jeder 
Therapie.“ Der FSA-Kodex zielt einerseits darauf ab, das Vertrauen der Bevölkerung, dass 
sich die Wahl der Arzneien nach den Vorteilen des entsprechenden Präparates sowie den 
gesundheitlichen Erfordernissen der Patienten richtet, zu stärken; andererseits soll er lauteren 
Wettbewerb gewährleisten (15). Dieser könne eine wichtige Hilfe bei der Klärung der Frage 
sein, ob möglicherweise eine Unrechtsvereinbarung im Sinne des § 299 StGB bestehe. Denn, 
es gilt, wie M. Warntjen und P. Schelling prägnant ausdrücken: „Was wettbewerbsrechtlich 
erlaubt ist, kann strafrechtlich nicht verboten sein“ (14). Im Jahr 2011 betonten H. Schneider 
und E. Strauß die Wichtigkeit der Präventivverteidigung. So wiesen sie hierbei vor allem auf 
den interdisziplinären Charakter, d. h. die Beteiligung von Kassenärzten und Juristen, bei 
einer Überprüfung hinsichtlich der rechtlichen Grundlagen und strafrechtlichen Relevanz 
einer möglichen Zusammenarbeit mit der Industrie (wie Anwendungsbeobachtungen oder 
Kooperationen mit Hilfsmittelerbringern) hin (16). Ausgehend von dem BGH-Urteil aus dem 
Jahr 2012 schrieb A. Maur, dass nicht nur für den Vertragsarzt, sondern auch für den 
Apotheker gilt, sich angesichts der außerstrafrechtlichen Sanktionen für die Annahme 
heilmittelwerberechtlicher Zuwendungen vor Kooperation gut beraten zu lassen (17). L. F. 
Ureta regte bereits im Anschluss an das Urteil des OLG Braunschweig aus dem Jahr 2010 im 
Hinblick auf die Frage nach der berufsrechtlichen Legitimität von Zuwendungen von 
Apothekern (wie z. B. Mietkostenzuschüsse oder Einrichtungsbeihilfen) an Vertragsärzte an, 
dass der betroffene Apotheker über den jeweiligen Arzt bei der zuständigen Ärztekammer 
klären lässt, ob Bedenken gegen ein konkretes Gestaltungsmodell vorliegen (18). 
 
IV. Der neue Regierungsentwurf 
Wie im Gesetzentwurf des Bundesrates („Entwurf eines … Strafrechtsänderungsgesetzes zur 
Bekämpfung der Korruption im Gesundheitswesen …)“ aus dem Jahr 2013 zu lesen ist, habe 
das BGH-Urteil von 2012 „eine deutliche Regelungslücke aufgezeigt“; der Gesetzgeber 
müsse diese aufgrund ihrer Signalwirkung mit dem vorliegenden Gesetzentwurf, der einen 
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neuen Straftatbestandes der Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen als § 299 a 
StGB beinhaltet, schließen (19). Es gibt jedoch Unklarheit bei der Frage, wodurch sich die 
Ärzte im Alltag nun konkret strafbar machen könnten; dies gefährde in der Folge Kooperatio-
nen (20). Auch P. Wigge hat darauf hingewiesen, dass Kooperationen wohl zukünftig eher 
zurückhaltend eingegangen werden, da die Gefahr einer Sanktionierung aufgrund der oft feh-
lenden klaren rechtlichen Vorgaben zu einer ausgeprägten Verunsicherung führe (21). Am 
29.07.2015 wurde der „neue Regierungsentwurf“ (vgl. Referenz 22: Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von Korruption im Gesund-
heitswesen) von der Bundesregierung beschlossen. J. Derlath hat die wesentlichen Aussagen 
im neuen § 299 a StGB – Bestechlichkeit im Gesundheitswesen – wie folgt zusammengefasst: 
Erstens wird Bestechlichkeit/Bestechung von Ausnahmen abgesehen nur auf Antrag verfolgt 
(Antragsberechtigte: Mitbewerber, Patienten und die Krankenkassen/Krankenversicherungs-
unternehmen); zweitens kann sich auf der Geberseite jedermann strafbar machen, hinsichtlich 
der Nehmerseite bezieht sich der Strafbestand auf alle Heilberufsgruppen, die für die Berufs-
ausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung einer staatlich geregelten Ausbildung be-
dürfen; drittens muss ein Vorteil mit einer unlauteren Bevorzugung im Wettbewerb bzw. be-
rufsrechtlichen Pflichtverletzung (im Sinne der heilberuflichen Unabhängigkeit) verbunden 
sein, um einen Strafbestand zu erfüllen (23). Wie R. Beerheide betont hat, sei der vom Bun-
deskabinett beschlossene neue Tatbestand „Bestechlichkeit im Gesundheitswesen“ auf alle 
Heilberufe anwendbar, er stellt somit kein Spezialgesetz für Ärzte dar; fraglich erscheint al-
lerdings, wie gewünschte bzw. im SGB V ausdrücklich vorgesehene Kooperationen (vgl. 
SGB V §§ 115 Buchstaben a und b, 116 Buchstabe b, 140 Buchstabe a) straffrei bleiben sol-
len (24, 25). Mehr Transparenz und eindeutige Regelungen sind vonnöten; gemäß F. U. 
Montgomery „… fehlt aber nach wie vor eine klare Liste für die Kitteltasche, auf der steht, 
was man darf und was man nicht darf“ (26). Die Bundesärztekammer hieß zwar die Bekämp-
fung der Korruption im Gesundheitswesen in einer Stellungnahme zum Regierungsentwurf 
willkommen, wies aber darauf hin, dass diese nur gelingen könne, wenn „Fehlentwicklungen 
und Ursachen zumindest parallel und systematisch beseitigt werden“ (27). 
V. Fazit 
Obwohl die Vertragsärzte nicht als geschäftlich Beauftrage der Krankenkassen bzw. Amtsträ-
ger gelten, sollte aus meiner Sicht bei der Frage nach Bestechlichkeit und Bestechung auf das 
besondere „Vertragsverhältnis“ zwischen Arzt und Patient, das letztlich auf Vertrauen grün-
det, Rekurs genommen werden. Laut MBO-Ä § 2 Absatz 2 haben Ärztinnen und Ärzte dem 
„bei ihrer Berufsausübung entgegengebrachten Vertrauen zu entsprechen“ (11). Wie J. 
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Derlath prägnant dargestellt hat, geht es für die Strafbarkeit nach dem beschlossenen Gesetz-
entwurf nicht allein um den Vorteil (z. B. das Geschenk des Patienten an den Arzt als Dank 
für eine gelungene Behandlung), sondern es ist entscheidend, ob sich der behandelnde Arzt 
durch den Vorteil in seinen Heilbehandlungenscheidungen beeinflussen und damit „kaufen“ 
lässt (23). Wenn gegenseitiges Vertrauen besteht, wird sich der Arzt meines Erachtens in sei-
nen diagnostischen und therapeutischen Entscheidungen nicht an seinen eigenen wirtschaftli-
chen Interessen bzw. Vorteilen orientieren, sondern sich zum Wohle des Patienten vom Fach-
arztstandard unter Berücksichtigung des Wirtschaftlichkeitsgebots leiten lassen. Vom SGB V 
erwünschte berufliche Kooperationen sollten nicht unter den Generalverdacht der Korruption 
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